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(Nr. Die) Geſetz zur Anderung der Preußiſchen Steuernotverordnung. Vom 27. März 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 

Die Preußiſche Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) in der 
Faſſung der Zweiten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 19. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 555), 
des Geſetzes zur Anderung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 21. Oktober 1924 GGeſetz⸗ 
ſamml. S. 619), der Dritten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 28 März 1925 (Geſetzſamml. 
S. 42), der Verordnung zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichs— 
geſetze ſowie der Preußiſchen Steuernotverordnung und der Ausführungsverordnung zur Verordnung 
über die Fürſorgepflicht vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 44) und des Geſetzes zur Anderung 
des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze vom 27. November 1925 (Geſetz— 
ſamml. S. 162) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abſ. 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 

() Die Steuer beträgt 900 vom Hundert der nach den Vorſchriften des Geſetzes 
vom 14. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 29) und feiner Abänderungen veranlagten 
vorläufigen Steuer vom Grundvermögen. 

(2) Von dem Aufkommen der Hauszinsſteuer find 8d; nach näherer Vorſchrift des 
§ 11 zur Förderung der Neubautätigkeit zu verwenden. Den Gemeinden (Gemeinde 
verbänden) werden ¼ des Aufkommens nach näherer Vorſchrift des Preußiſchen Aus- 
führungsgeſetzes zum Finanzausgleiche zur Deckung der übrigen im § 1 genannten Aus⸗ 
gaben überwieſen (Gemeindeanteil an der Hauszinsftener); "ss fließen dem Lande zu. 


2. Hinter § 2 wird folgender $ 2a eingefügt: 


$ 2a. 

(1) Von der Steuer find befreit: 

a) die im Eigentum öffentlicher Körperſchaften ſtehenden bebauten Grundſtücke, ſofern 
fie von öffentlichen Körperſchaften für öffentliche Zwecke oder für die unter b 
genannten Zwecke benutzt werden; 

b) die im Eigentum inländiſcher Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen ſtehenden 
bebauten Grundſtücke, wenn die Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen nach 
der Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen, 
mildtätigen, ethiſchen oder religibſen Zwecken dienen, und die Grundſtücke für dieſe 
Zwecke benutzt werden; 

e) die im Eigentum des Entſendeſtaats ſtehenden bebauten Grundſtücke der Botſchaften, 
Geſandtſchaften und Konſulate, die von ihnen für ihre Zwecke benutzt werden, ſofern 
Gegenſeitigkeit gewährt iſt 
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d) die Dienſtwohnungen der Geiſtlichen und Kirchendiener; 

e) diejenigen bebauten Grundſtücke, die nach § 24 Abſ. 1e bis 1 des Kommunal 
abgabengeſetzes den Steuern vom Grundbeſitze nicht unterliegen, ſofern fie nicht 
bereits gemäß a bis e ſteuerfrei find, 

(2) Die Vorausſetzungen für die Befreiungen gemäß Abſ. Ta find nicht gegeben, ſo⸗ 
weit die Grundſtücke Wohnzwecken oder werbenden Zwecken dienen. Dies gilt nicht für 
Kaſernenquartiere der Wehrmacht, für Bereitſchaftsräume der Schutzpolizei und des Reichs— 
waſſerſchutzes ſowie für mit den Kaſernenquartieren und den Bereitſchaftsräumen zuſammen⸗ 
hängende oder in ihrer Nähe gelegene Wohnungen, die Angehörigen der Wehrmacht, 
der Schutzpolizei oder des Reichswaſſerſchutzes im dienſtlichen Intereſſe zugewieſen 
worden ſind. 

(3) Liegen nur für einen Teil des bebauten Grundſtücks die vorſtehenden Voraus— 
ſetzungen vor, fo bezieht ſich die Befreiung nur auf dieſen Teil. 


§ 3 Abſ. ! erhält folgenden Zuſatz: 


oder aus ſolchen Laſten, die der Grundſtückseigentümer zur Ablöſung derartiger werk 
beſtändiger Laſten aufnimmt. 


Im $ 3 Abſ. 2 treten hinter Satz 1 die Worte: 


ſowie aus ſolchen Hypotheken in in- und ausländiſcher Währung, die der Grundſtücks⸗ 
eigentümer zur Ablöſung dieſer Frankengrundſchuld aufnimmt. 


Der $ 4 wird geſtrichen. 


Im 8 6 wird zwiſchen Abſ. 1 und 2 als neuer Abſ. la eingefügt: 


(1a) Als Neubauten im Sinne des Abſ. 1 gelten nicht Bauten, die als Erſatz für 
kriegsbeſchädigte oder kriegszerſtörte Gebäude ganz oder größtenteils aus öffentlichen Mitteln 
nach Maßgabe des Geſetzes über die Feſtſtellung von Kriegsschäden im Reichsgebiete 
vom 3. Juli 1916 (Reichsgeſetzbl. S. 675) errichtet worden find. Sofern ſolche Ge— 
bäude nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden ſind, gilt für die Berechnung der 
Belaſtung als Wert der Wert des kriegszerſtörten oder kriegsbeſchädigten bebauten 
Grundſtücks und als Belaſtung die dingliche privatrechtliche Laſt, die auf dem kriegs⸗ 
zerſtörten oder kriegsbeſchädigten bebauten Grundſtück am 1. Juli 1914 geruht hat. 


Im § 7 Zeile 2 fallen weg die Worte „des § 15 Abſ. 1 und“ 
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Hinter § 7 wird folgender § 7a eingefügt: 
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(1) Der Finanzminiſter hat die Steuer, deren Einziehung nach Lage der Sache un— 
billig wäre, ganz oder teilweiſe zu erlaſſen oder zu erſtatten, ſofern die Gründe für 
den Erlaß oder die Erſtattung in dem Steuergegenſtand ſelbſt liegen, ſowie die Steuer 
zu ſtunden und niederzuſchlagen, inſoweit ihre Einziehung eine unbillige Härte bedeutet. 


(2) Insbeſondere iſt die Steuer zu ſtunden und niederzuſchlagen: 

1. bei Eigenwohnungen, falls der Eigentümer wegen einer vorübergehenden oder 
dauernden wirtſchaftlichen Notlage zur Zahlung der Steuer nicht in der Lage iſt; 

2. bei Mietwohnungen, ſofern Mieter Sozialrentner, Kleinrentner, Kriegsbeſchädigte, 
Kriegshinterbliebene, Erwerbsloſe oder andere beſonders bedürftige (namentlich 
kinderreiche Familien) Perſonen ſind, welche die volle geſetzliche Miete nicht zahlen 
können; N f 

3. bei gewerblich genutzten Gebäuden, deren Räume durch Betriebseinſchränkungen, 
ungünſtigen Geſchäftsgang oder infolge ſchlechter Saiſon gegenüber der Vorkriegs⸗ 
zeit erheblich geringer ausgenutzt werden. 


ee 


6) Auf Antrag des Steuerſchuldners iſt die Steuerſchuld in Höhe der auf die im 
Mietbeſitz befindlichen Räume entfallenden Steuer niederzuſchlagen, wenn die Einziehung 
der Forderung auf Erſatz der Steuer gegen den Beſitzer der Räume dem Eigentümer 
nach Lage der Sache nicht möglich iſt oder mit Schwierigkeiten verbunden iſt, die dem 
Eigentümer nach den Umſtänden nicht zugemutet werden können. 

( Die Steuer iſt niederzuſchlagen, wenn Mieträume ohne Verſchulden des Eigen- 
tümers leerſtehen. a 

(5) Der Belaſtung der Eigentümer durch laufende Geldverpflichtungen aus ſolchen 
Hypotheken, die mit mehr als 25% aufgewertet worden ſind (Reſtkaufgeldforderungen 
uſw.), iſt durch Stundung und Niederſchlagung von Steuerbeträgen im Verhältnis zu 
den Mehraufwendungen für Sinfen gegenüber der 25 / igen Aufwertung in vollem 
Umfange Rechnung zu tragen. N 5 

(6) Der Finanzminiſter kann die im Abſ. ! ihm zuſtehenden Befugniſſe auf die nach- 
geordneten Behörden übertragen. Er hat in dieſem Falle die nachgeordneten Behörden 
mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 

9. Im § Sa werden Abſ. 4 und im Abſ. 5 die Worte „und 4“ geſtrichen. 
10. Der § 9 wird geſtrichen. 
11. Der $ 11 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
(1) Der zur Förderung der Neubautätigkeit beſtimmte Teil der Hauszinsſteuer 
($ 2 Abſ. 2 Satz J) fällt zu % dem Lande, zu 86 nach Maßgabe des örtlichen 
5 Aufkommens den Stadt- und Landkreiſen zu. 


Artikel II. 
N 

(i) Dieſes Geſetz tritt, ſoweit nicht in dem folgenden Abſatz etwas anderes vorgeſchrieben 
iſt, mit dem 1. April 1926 in Kraft. 

(2) Die Vorſchriften des Artikels I Ziffern 3, 4, 5, 9 treten mit Wirkung vom 1. Auguſt 
1925, die Vorſchrift des Artikels I Ziffer 6 mit Wirkung vom 1. Juli 1925 in Kraft. 

(3) Soweit über Steuerminderungsanſprüche auf Grund des § Sa Abſ. 4 aus der Zeit vor 
dem 1. Auguſt 1925 noch nicht rechtskräftig entſchieden iſt, können dieſe Anſprüche nicht weiter 
verfolgt werden. : 


82. 
() Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt den zuſtändigen Miniftern ob. 


(2) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Preußiſche Steuernotverordnung vom 1. April 
1924 (Geſetzſamml. S. 191) in der durch die eingetretenen Abänderungen bedingten Faſſung, 
ſoweit ſie die Hauszinsſteuer betreffen, unter der Bezeichnung „Hauszinsſteuerverordnung“ in fort— 
laufender Paragraphenfolge zu veröffentlichen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 27. März 1926. 


Big Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Hirtſiefer. Höpker Aſchoff. 
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(Nr. 13077.) Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau der Stever an die Stadt 
Lüdinghauſen. Vom 13. März 1926. f 
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Der Stadtgemeinde Lüdinghauſen wird gemäß Abſ. 2 des § 155 des preußiſchen Waſſergeſetzes vom 

75 April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht zum Ausbau der Stever und ihrer Ufer von der Abzweigung 

des Viſcherings Mühlenarmes oberhalb der Stadt bis zum Hofe Klein-Patzlar unterhalb der Stadt ein⸗ 

ſchließlich ihrer Nebenarme und einſchließlich der Anlage eines Entlaſtungsgrabens im Oſten der Stadt übertragen. 
Berlin, den 13. März 1926. 


Si Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13078.) Verordnung über die geſetzliche Miete vom 1. April 1926 ab. Vom 26. März 1926. 


Auf Grund der SS 11 und 22 des Reichsmietengeſetzes, der SS 27 und 31 der Dritten Steuernotverordnung 
des Reichs vom 14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 74) in der Faſſung des § 11 des Geſetzes vom 
10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. S. 254) ſowie der Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt über 
die Mietzinsbildung in Preußen vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 474) wird nach Anhörung der 
im Ständigen Ausſchuſſe für Mietzinsbildung vertretenen Mieter und Vermieter für alle Gemeinden, für die 
keine andere Regelung getroffen wird, über die Berechnung der geſetzlichen Miete folgendes verordnet: 

Die geſetzliche Miete beträgt vom 1. April 1926 ab bis auf weiteres 94 vom Hundert der reinen 
Friedensmiete (SS 2 und 3 der Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt über die Mietzinsbildung in 
Preußen vom 17. April 1924). : 

Von den 94 vom Hundert der reinen Friedensmiete find für die Koften für laufende Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten 17 vom Hundert in Anſatz gebracht. 

Im übrigen behält die Verordnung des Minifters für Volkswohlfahrt vom 25. Juni 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 570) Gültigkeit. i 


Berlin, den 26. März 1926. 


SU Das Preußiſche Staatsminifterium. 
Braun. Hirtſiefer. Höpker Aſchoff. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Oktober 1925 über die Genehmigung des 
Beſchluſſes des XXVI. Generallandtags der Schleſiſchen Landſchaft über die Darlehnsaufnahme bei 
der Deutſchen Rentenbank⸗Kreditanſtalt durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 46 S. 401, 
ausgegeben am 14. November 1925; : 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Februar 1926 über die Genehmigung eines 
Nachtrags zum Statut der Landſchaft der Provinz Weſtfalen durch das Amtsblatt der Regierung 
in Münſter Nr. 11 S. 53, ausgegeben am 13. März 1926; 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Februar 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Stadt Spangenberg für den Bau eines Gemeindeſpritzenhauſes durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Caſſel Nr. 11 S. 69, ausgegeben am 13. März 1926. 
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